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Vplkssouveränität, völlig aufzuheben droht“ — ein Einbruch, 
der zeigt, daß „die demokratischen Grundlagen von den rück­
wärts gerichteten Kräften in Deutschland in Frage gestellt 
werden“.31 * Obwohl die KPD-Führung der Weimarer Verfas­
sung ablehnend gegenüberständ, war für E. Alexander die 
Aufrechterhaltung der Gewaltenteilung, eine' wichtige Vor­
aussetzung für den Erhalt bürgerlich-demokratischer Rechte.

Im März 1930 protestierte die deutsche Landesgruppe der 
IJV nach intensiven Analysen entschieden gegen das dem 
Reichstag zur Beschlußfassung vorliegende zweite1 Republik­
schutzgesetz. In der Stellungnahme heißt es u. a.: Die Unbe­
stimmtheit der Straftatbestände erhöhe die Rechtsunsicher­
heit. Das Gesetz mache die kautschukartige Rechtsprechung 
des Reichsgerichts in Hochverratssachen zum Maßstab für 
die Auflösung у on Vereinen und das Verbot von Druckschrif­
ten. Dies widerspreche aber den in der Verfassung garantier­
ten Freiheiten und erweitere die Polizei will kür.33 * * *

An diesem Beispiel wird plastisch, welche Position die 
Juristen der IJV zum „politischen Strafrecht“ der Weimarer 
Republik generell bezogen. Da die in der Mehrzahl republik­
feindlich eingestellten Richter und Staatsanwälte das Straf­
recht durch extensive Auslegung für eine hemmungslose Ge­
sinnungsverfolgung instrumentalisierten, traten die fort­
schrittlichen Juristen der IJV für fest umrissene, objektivier­
bare Straftatbestände und einen eingeschränkten richterlichen 
Ermessensspiekaum ein.333

Die Haltung der IJV zur Strafrechtsreform in Deutschland

Zum Zeitpunkt der Konstituierung der IJV waren die Bera­
tungen im Strafrechtsausschuß des Reichstages über einen
von der Regierung eingebrachten Entwurf eines neuen Straf­
gesetzbuchs in vollem Gange. Die Mehrzahl der Organisatio­
nen der Arbeiterklasse und viele linksbürgerliche Intellek­
tuelle und-ihre Vereinigungen wie die „Deutsche Liga für 
Menschenrechte“ lehntdn diesen Entwurf ab, da er in vielen 
Punkten Verschärfungen gegenüber dem damals geltenden 
StGB von 1871 enthielt. Auch die deutsche Landesgruppe 
der IJV entwickelte eine differenzierte Position zur Straf­
rechtsreform und formulierte Alternativforderungen im In­
teresse der Werktätigen.'1« Dabei kam ihr entgegen, daß ihre 
Mitglieder E. Alexander und F. Löwenthal die KPD im Straf­
rechtsausschuß repräsentierten.

Die wichtigsten Kritikpunkte der deutschen Landesgruppe 
an den Regierungsentwürfen von 1925 und 1927 formulierte

F. Halle.37 Neben dör Erweiterung des richterlichen Ermes­
sens unter' den bestehenden Machtverhältnissen lehnte er 
generell die Zuchthausstrafe, den lebenslänglichen Freiheits­
entzug, die Sicherungsverwahrung als Ergänzung' der Frei­
heitsstrafe, die Strafverschärfungen beim besonders schwe­
ren Fall, die hohe Strafandrohung beim Kindesmord durch 
die uneheliche Mutter, die Beibehaltung des Strafmündig­
keitsalters von 14 Jahren, die Ausdehnung der Rückfallbe­
stimmungen auf alle Straftaten und die Beibehaltung der 
Todesstrafe ab.

Insbesondere die Diskussion um die - Todesstrafe nahm 
bereits auf der Gründungskonferenz der IJV einen besonde­
ren Platz ein und veranlaßte die Organisation zu einer ein­
deutigen Stellungnahme. Sie ließ nur eine Ausnahme für die 
Anwendung der „unmenschlichen“ Todesstrafe zu: „für den 
Fall der höchsten Notwehr der werktätigen Massen bei der 
Verteidigung ihrer revolutionären Errungenschaften gegen 
akute _gefährliche Gegenstöße der historisch zum Untergang 
verurteilten Klassen, die auf andere Weise nicht abgewehrt 
werden können".3*

Die Gesetzentwürfe wurden aber von progressiven Juri­
sten nicht gänzlich abgelehnt. So befürworteten sie am Ent­
wurf von 1925 -neben besseren Regelungen der Irrtums- und 
Notstandsbegriffe z. B. die Zulässigkeit von mildernden Um­
ständen bei allen Straftaten und die Möglichkeit, bei leich­
teren Delikten ganz von der Bestrafung abzusehen. Darüber 
hinaus forderten sie für politische Delikte Festungshaft als 
alleinige Strafe und überhaupt die „Verkürzung der zeitli­
chen Freiheitsstrafen unter Herabsetzung der Höchststraf­
maße und eine unbeschränkte Zulassung mildernder .Um­
stände sowie die.Beseitigung der Mindeststrafen“.39 *

Ausgehend vom bürgerlichen Toleranzverständnis der 
Aufklärung, begründen die Mitglieder der IJV auch ihre Kon­
traposition zum reaktionären, durch die theologische Moral­
lehre beeinflußten und die Unterdfückungsverhältnisse 
konservierenden Sexualstrafrecht. Nicht ein irrationales „ge­
sundes Volksempfinden“ dürfe für die Begründung der Straf­
verfolgung herhalten, sondern man solle sich darauf be­
schränken, Handlungen zu kriminalisieren, die wirkliche Ein­
griffe in den geschlechtlichen Willen einer zweiten Person 
seien oder an Geschlechtsunreifen vorgenommen würden/*0 . •

Auch die Juristen der IJV waren der Auffassung, daß 
das StGB von 1871 reformbedürftig sei, da es nicht mehr den 
ökonomischen und sozialen Realitäten in der Weimarer Re­
publik entsprach. Doch nicht zuletzt aus dem Verständnis 
heraus, daß die Kriminalität primär sozial bedingt sei und 
exorbitante Strafen kaum Resozialisierungseffekte brächten, 
ging ihre strafrechtliche Konzeption davon aus, das Straf­
recht abzurüsten. Das bedeutete, -jedweden Vergeltungs­
und Abschreckungsgedanken aus dem Strafrecht zu verban­
nen, andere Formen der Konfliktbewältigung zu finden (bei­
spielsweise bei Jugendlichen unter 16 Jahren) und das Straf­
recht in der Perspektive nach und nach durch soziale Maß­
nahmen zu. ersetzen. Daher standen die Vertreter der IJV 
auch nicht jedem bürgerlichen Sträfrechtstheoretiker und je­
der bürgerlichen Strafrechtstheorie ablehnend gegenüber.

Beispielsweise entwickelte F. Halle eine ausgewogene 
Position zu Franz v. Liszt, dem Begründer der „soziologischen 
Strafrechtsschule“. Dessen Verdienst sei es, im Verbrechen 
nicht nur die individuelle Handlung des Täters zu sehen, 
sondern es als soziale Erscheinung in seiner gesellschaftlichen 
Bedingtheit zu betrachten/*1 Natürlich sah Halle auch das 
Widersprüchliche, Problematische irt der von Vertretern der 
„soziologischen Schule“ entwickelten Strafrechtstheorie. Vor 
allem warnte er vor dem Mißbrauch der sog. Zweck- und 
Besserungsstrafen sowie -der Sicherungsverwahrung im ka­
pitalistischen Staate Andererseits wurden einzelne Rechtsfor­
derungen Liszts ebenso übernommen wie Vorstellungen aus 
dem Strafgesetzentwurf des Liszt-Schülers Gustav Radbruch 
von 1922, wurde die Gesamtkonzeption für ein zukünftiges 
sozialistisches Strafrecht diskutiert.

Die IJV und das sowjetrussische Recht_____________________________
Programmatisch für die Haltung der IJV zum Recht Sowjet­
rußlands war die Feststellung G. Migliolis, daß die kritischen 
Juristen „die Rechtserrungenschaften der Vergangenheit mit 
den Errungenschaften, deren Konturen sich in der Zukunft 
abbilden, vereinigen“/*2 Diese Konturen erblickten viele Mit­
glieder der IJV im jungen Sowjetrußland der 20er Jahre, 
dem „revolutionären Laboratorium für soziales Neuerer­
tum“13 auch auf dem Gebiete des Rechts.

So attackierte M. Hirschfeld das deutsche Sexualstrafrecht 
unter Hinweis auf die entsprechenden Tatbestände im StGB 
der RSFSR von 1926, das radikal mit den grausamen Sexual­
gesetzen der Vergangenheit gebrochen hatte.11 Auf die posi­
tiven Erfahrungen Sowjetrußlands mit der Aufhebung des 
Abtreibungayerbots als einen Schritt zur Gleichberechtigung 
und zum vollen Selbstbestimmungsrecht der Frau verwies
F. Halle, während er die Aufrechterhaltung dieses Verbots 
in Deutschland als Ausdruck der Vorherrschaft des Mannes 
über die Frau und der bürgerlichen Doppelmoral bezeich- 
nete.15
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